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habung der kirchlichen Disciplin.) — Stuttgart. (Beendigung des Ludwigsburger Prozeſſes.) — Hannover. (Der König. Fürſt Pückler.) — Oldenburg. (Ein neuer Miniſter des In⸗ 
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Jauer. (Krieger⸗Feſt.) — Görlitz. (Landtags⸗Wahl.) — Cudowa. (Badeleben.) — Groß Beckern. (Schul⸗Angelegenhett.) — Geſetzgebung, Verwaltung und Nechtspflege. 


Breslau. (Schwurgericht.) — (Präſtdial-Erlaß, die Preſſe betreffend.) — Handel, Gewerbe und Ackerbau. Berlin. (Zur Handelspolitik.) — Breslau. (Produktenmarkt.) — (Das 


Blei- und Kupferbergwerk in Kolbnitz in Schleſien.) — (Mittel gegen Mäuſefraß.) — Meannigfaltiges. 


i Telegraphiſche Nachrichten. daß man der Drohungen, die von der Tribüne der Rotundahalle gefallen, lachen 
5 a könne, denn dies wären Seifenblaſen, die ebenſo in Nichts zerplatzen würden, wie der 
M. he % 1 n ad 2 ö Nan, 
3 er Au een 1 a ee tr. O'Connellismus und die Jung⸗Irländerei. „Als die Zeit zum Handeln für das Gous 
8 Y, ! j : ggen, 9 vernement gekommen“ — fagt fie — „war es dazumal nur nöthig, die Hand aus⸗ 
. 


a N f i a i 0 as Land aufgeſtört, erkannte man 

25. Auguſt, Nachm. 2 30 . % ½, — Weizen 1 zuſtrecken und die elenden Schwätzer, die ſo lange das Lan ftört, 

* HL er 2 85 ee 8 ' eh in ihrem rechten Lichte. Wie es damals gekommen, ſo wird es wieder geſchehen, ſo⸗ 
Paris, 25, Auguf, Nachmittags 5 Uhr. Zptoc. 57. proc. 95, 30 1 — bald man die Macht des Geſetzes in Anwendung zieht. Wir möchten die beſondere 
gi vom 2öfte 1 proc. 57 5 2 95, 10. nee Aufmerkſamkeit der Rotundaredner auf die bezeichnende und anerkannte Thatſache auf⸗ 

en: Zproc. 57, 20. Sproc. 95, 40. (Berl. Bl.) merkſam machen, daß bei der öffentlichen Meinung der Fehler der e le 

Si i An. regel nicht darin liegt, daß ſie zu ſtark, ſondern daß ſie zu ſchwach ſei. Es wäre für 

rief, ö Ai Ste 29 55 ifffahrtsvert ag mit der Lord John Ruſſell leichter geweſen, eine Bill durchzubringen, welche ſchärfere Beſtim⸗ 

Türkei A abgefshtoffen und veröffentlicht worden. | } mungen gehabt hätte, Es ſteht Hier ein Prinzip auf dem Spiele. was don Wen e 
. Florenz, 2, August. Das öſterreichiſche Militärkommando hat gefteru großer Wichtigkeit it, wie der eigentliche Streitpunkt, um den es ſich handelt, nämlich 

den politiſch ſchwer kompromittirten Engländer Alborough den Gerichten von an di ae 175 Akte des Parlaments gehorchen muß, oder ob man ihr unge⸗ 

a T 


r ü ; i ; { 75 1 1 
. C im Stadtrathe hat einige ftrenge Die geſtrige Pariſer Nachricht, daß die Regierung die neu entdeckte Löſung der 
Maßregeln gegen die Flüchtlin angeordnet. — Im Trappiſtenkloſter zu „Patrie“ desavouire, war irrig. Das Desaveu bezog ſich auf den Conſtitutionnel und 
Fontopomband wurde W biemonteſiſchen Regierung den Sete feine Empfehlung einer Berufung an das Volk. Die Regierung pflichtet vielmehr der 
Mönchen anvertraute 3 Strafkolonie eingeweiht. — Die R Bi alſo: Wahlen zur National⸗Verſammlung im Dezember, und zwar 
Steinkohlen der bei Gonneſſa entdeckten Gruben haben ſich bei den mit den⸗ * . an ie R 

lben i } 12. c ton ge⸗ 
ſelben angeftellten Proben 3 aten aue ien e. der Dampf: bee 3 Den 20 Se Bo Pr u 110 | e : 
Va . ih 5 — Ph Br ftattgefunden. Saldanha ift in Coimbra. Die Wahlhandlungen werden in Ruhe voll⸗ 
38 el. er fneller 1 195 Sai ſind n Lon⸗ zogen und fallen zu Gunſten der gemäßigten Chartiſten und Progreſſiſten aus. Saint⸗ 
Gi und die Brigas „ D de ; ie Min, Romano hat feinen Eiſenbahnplan bekannt gegeben und eine Kommiſſion zur Prü⸗ 
20515 die engliſche Dampffregatte 2 1 500 und die amerikauiſche „Miſſi⸗ e 

pi“ im Hafen von Livorno vor Anker gegangen. N mn. ; } 
In Defterreich iſt die ganze Verfaſſung, welche allerdings auch bisher nur 

Genua, 28. Auguft. 1 auf — ab berrſchenden gelben auf dem Papiere ſtand, in Frage geſtellt worden; „die Verfaſſungsfrage iſt — wie ſich 
a eee ee eee Panne: die Wiener 3. ausdrückt — allein in die erhabene Hand des Monarchen 
r gelegt worden.“ Der Kaiſer hat nämlich, indem er mittelſt Handſchreibens die 
ä — — t — — —— 124 7 + + 1481 2 

a 5 f 5 r Miniſterverantwortlichkeit auf eine Verantwortlichkeit lediglich und allein dem 

Breslau, 27. 8 155 ee Wie aus einer Mittheilung des C. B. Monarchen gegenüber beſchrankt; den Reichsrath zu einer lediglich begutachten 

hervorgeht, ſcheint Ben 1 0 e einen förmlichen Beſchluß ſich für Auftecht⸗ den Behörde modifiziert — den Fürſten Schwarzenberg aufgefordert, in Gemeinſchaft 

e 1d ehättalffe mächti en u haben. Es wäre dies wieder ein Beweis mit dem Reichsraths⸗ Präsidenten ſich gutachtlich darüber zu äußern: „ob die Ver⸗ 

n iger find als die Menſchen. Immerhin iſt es ein faſſung vom 4. März möglicher Weife beſtehen und erekutirt werden 
Verdienſt unſerer Regierung, daß fie ſich beſcheidet, in der Handelspolitik nicht experi⸗ könne.“ a 

Wir glauben nicht, daß irgend Jemand durch dieſen offenen Schritt der öſterreichi⸗ 


mentiren zu wollen, wo e eee alſogleich mit dem Ruin von Tauſenden von 
Exiſtenzen verknüpft iſt. — Ware es nur möglich, die Sundzollfrage, über deren | fchen Regierung überraſcht werden möchte; zu wünſchen wäre vielmehr, daß die Ver⸗ 
faſſungsfrage überall ſo präcis geſtellt würde. b 


wahren Stand heute die umlaufenden unrichtigen Nachrichten rektifizirt werden, in einer 
für das Gedeihen des Oſtſeehandels erſrießlichen Weiſe zu löſen; hier ſcheint aber J ³ . ⁵ r 
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wirklich keine andere Form der Löſung denkbar zu ſein, als die eines Abkaufs. Es 

hilft nichts über das „Raubrecht“ Dänemarks zu deklamiten, welches ſich in der civi⸗ 
Berlin, 26. Auguſt. (Amtlich es.] Se. Majeſtät der König haben allergnä⸗ 
digft geruht: dem Major a. D. von Kauffungen zu Königsberg in Preußen, den 


len Form eines Zolls glücklicher zu behaupten wußte, als die Piraterien der kollegialen 
Barbaresken⸗Staaten; ſo vn Mei Staatenſyſtem das Ausfallen eines 
Gliedes, wie Dänemark iſt, nicht ertragen zu können glaubt, muß man auch deſſen St. Johanniter⸗Orden zu verleihen 
Exiſtenzbedingungen gelten laſſen, und dazu gehört nächſt der Ausnutzung der deutſchen an Franz Anga Wilhelm Grillo und Auguſt Gottfried Gier ſind 
zu königlichen Eiſenbahn-Baumeiſtern ernannt worden. 
Angekommen: Der Fürſt v. Hatzfeld, von Trachenberg. Se. Excellenz der 


Herzogthümer auch die Ausnutzung ſeiner maritimen Lage. R 
Uebrigens wenn England ſich in der Sklavenfrage zu einer Ablohnung der Sklaven⸗ 
herzoglich ſachſen⸗koburg⸗gothaiſche Skaatsminiſter von Seebach, von Koburg. Der 
General⸗Major und Kommandeur der 1. Garde⸗Infanterie⸗Brigade, von Hirſchfeld, 


Büchter verſtehen konnte, dürfte das Projekt einer Sundzoll⸗Ablöſung ſich als nicht 
5 praktiſch empfehlen. ; 
Seat Ordnung der Angelegenheiten zwiſchen Holſtein und Dänemark ſind wieder in von Potsdam. 4 
reichs Hand gegeben worden und wie wir hören, iſt der öſterreichiſche Geſandte . ä 
TE Berlin, 26. Auguſt. [Die Unterhandlungen mit Danemark we⸗ 
gen der Räumung Holſteins. — Die Sundzollfrage. — Neufchatel. — 
Schriftſteller Hoffmann.] Man ſtreitet ſich im Augenblick darüber in den Zeitun⸗ 


ir Berlin mit der definitiven Regelung beauftragt. 
hohen Kad Herbſt in Berlin in Ausſicht ſtehende katholſſche Kongreß ſoll einen 
Die kathen Prälnten als Präfidenten empfangen. > j 
Berger old Aſſociation in Irland beginnt jetzt die engliſche Preſſe in Wuth gen umher, ob die Bundestruppen ſchon in der nächſten Zeit das Herzogthum Helſtein 
zu Ausd 6 obwohl kein Vernünftiger über die Folgen in Zweifel fein konnte, welche | verlaffen werden oder nicht; die Einen behaupten es, die Anderen derneinen es Wir 
der Titeldill auch über Irland nach ſich ziehen mußte. Seldſt die glauben, daß bis dieſen Augenblick ein Grund weder für das Eine noch das Andere 
vorliegt. Faktiſch iſt es jetzt nur, daß es faſt der erſte Akt der Wirkſamkeit des jetzigen 
däuiſchen Miniſteriums war, das Verlangen wegen Zurückziehung dieſer Truppen und 
unbedingten Rückgabe der Verwaltung von Holſtein an den König⸗Herzog ſowohl beim 
Bundestage wie auch noch in Wien und Berlin ſpeciell zu ſtellen. Folgen hatte dies. 


„Times“, welche heute immer lauter gegen ultramontane Anmaßungen losſchreit, hielt 
Verlangen bisher weiter nicht gehabt, als daß die beiden deutſchen Großmächte ſich über 


es vor wenigen Monaten noch für ſehr bedenklich, die Beſtimmungen der Titelbi 

5 itelbill auf 
Irland . e und jetzt vergißt fie, daß fie ſelbſt die Folgen vorhergeſagt, die 
jegt leider das Land fo en. wieder aufregen. Sogar weiß fie nichts Beſſeres, als der 
iriſchen Agitation zum Schutz der katholiſchen Kirche höhnend zu ſpotten, und meint, 
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die Bedingungen einigten, unter denen man demſelben zu wilfahren geneigt wäre. Wir 
kennen die genaueren Reſultate dieſer vorläufigen Beſprechungen nicht, nur hörten wir 
bereits vor einiger Zeit, daß das hieſige Kabinet Willens ſei, die Zurückziehung der 
Truppen aus Holſtein an die Bedingung zu knüpfen, daß zunächſt die Grenzregulirung 
zwiſchen Schleswig und Holſtein definitiv beendigt, und namentlich die Zugehörigkeit 
Rendsburgs zu Holstein von däniſcher Seite unbedingt anerkannt werde. Erſt in dieſen 
Tagen find nun die Verhandlungen mit Danemark der Entſcheidung näher getreten, 
ſeitdem der hieſige öſterreichiſche Geſandte, v. Prokeſch⸗Oſten, mit der Fortführung der⸗ 
ſelben betraut worden iſt, und ſich zu dem Behufe perſönlich nach dem Norden begeben 
hat. Däniſcherſeits hat der Miniſter v. Bardenfleth den desfallfigen Auftrag erhalten, 
und waheſcheinlich hat geſtern bereits die entſcheidende Berathung zwiſchen den beiden 
Staatsmännern in Flensburg ſtattgefunden. Aber auch eben nur ſo weit geht bis jetzt 
das Faktiſche; ob die Zurückziehung der Truppen aus Holſtein, die Uebergabe der Ver⸗ 
waltung an den König, die Regelung der holſteiniſchen Verfaſſungs⸗Verhältniſſe, das 
Aufhören des Bundeskommiſſoriums ꝛc., oder ob von Allem dem das Gegentheil das 
Nefultat der gegenwärtigen Verhandlungen fein werde; dies kann im Augenblicke noch 
Niemand wiſſen; Alles, was darüder in bunter Fülle die Blätter, namentlich die Ham: 
burger, bringen, iſt nichts weiter als Vermuthung, je nach den verſchiedenen Wünſchen 
gefärbt. Dürfen auch wir unſererſeits eine ſolche Vermuthung ausſprechen, ſo iſt es 
die, daß leider die zahlreichen Fragen, die bei dieſer Angelegenheit der Löſung harren, 
wohl überhaupt noch nicht fo ſchnell ihrem Abſchluß zugeführt werden dürften, da Dä⸗ 
nemark in keinem Punkte zum Nachgeben geneigt ſcheint, die öffentliche Meinung aber 
in Deutſchland doch zu mächtig wach gerufen iſt, als daß Seitens der deutſchen Ka⸗ 
binette, ſelbſt wenn fie es wollten, noch weitere Konzeffionen gemacht werden könnten. 
— Die Preſſe beſchäftigt ſich ſeit Kurzem wieder lebhaft mit der Sundzoll⸗Frage, 
und wohl mit Recht, da der zur Wiederaufnahme der desfallſigen Verhandlungen ges 
eignete Augenblick endlich gekommen iſt. Dabei begegnet aber den meiſten Blättern ein 
eigenthümlicher Irrthum, indem ſie von dem jetzt erfolgten Ablauf des preußiſch⸗ 
däniſchen Sundzollvertrages ſprechen. So der „Schwaͤbiſche Merku und ihm 
nach faſt alle heutigen Berliner Blätter, die nun ſogar bereits von einer Erneuerung 
des Vertrages auf den bisherigen Bedingungen wiſſen wollen. Es verräth dies 
große Unkenntniß der Sachlage in einer für unſere Handels intereſſen fo wichtigen Frage. 
Deshalb zur Aufklärung Folgendes: der letzte preußiſche Sundzoll⸗Vertrag iſt mit dem 
17. Juni 1838 abgelaufen. Schon 1839 unterhandelte man in Kopenhagen durch 
einen beſonderen Kommiſſarius wegen Erneuerung deſſelben. Vergebens; man einigte 
ſich auf den Vorſchlag Dänemarks nur darüber, ſtillſchweigend den bisherigen Vertrag 
als fortdauernd anzuſehen bis zum Abſchluß eines neuen, wobei freilich der preußiſche 
Kommiſſarius noch die Bedingung ſtellte, daß dieſer Abſchluß ſpäteſtens binnen Jahres⸗ 
friſt erfolge. Im Jahre 1842 machte man preußiſcher Seits einen abermaligen Verſuch 
durch Abſendung des Grafen Bülow nach Kopenhagen; derſelbe blieb über zwei Jahre 
dort, erſchöpfte alle Künſte der Unterhandlung, Alles wiederum vergebens, ſo daß Preußen 
ſeit 1838 gar keinen befonderen Vertrag über Regelung des Sundzolls mit Dänemark 
hat. Unterdeß war aber unter dem 13. Auguſt 1841 von England der Vertrag von 
London, und unter dem 23. deſſelben Monats der von Helſingoͤr von Schweden, beide 
gültig auf 10 Jahre, mit Dänemark wegen des Sundzolls abgeſchloſſen. Dieſe Ver⸗ 
träge, in Verbindung mit der Oereſund⸗ und Stromzollrolle vom 1. Januar 1842 
ſollen nun aber dem ausdrücklichen Wortlaute zufolge für alle diejenigen Nationen die 
Norm der Behandlung im Sunde geben, welche zu den meift= privilegirten in Däne⸗ 
mark gehören. Hierzu gehört nun aber laut dem Vertrage vom 17. Juni 1818 auch 
Preußen; eben deshalb hat der Ablauf der beiden Verträge von London und Helſingör, 
der nun reſp. mit dem 13. und dem 23. d. M. erfolgt iſt, auch für Preußen großes 
Intereſſe, und eben deshalb iſt nun auch für die diesſeitige Regierung — nicht 
aber weil jetzt, oder wie die Zeitungen ſagen, mit dem 1. Juli ein preußiſcher 
Vertrag abgelaufen ſei — der Zeitpunkt gekommen, in Gemeinſamkeit mit allen 
bei der endlichen Regulirung des Sundzolles betheiligten Ländern die geeigneten 
Schritte zu thun, um das beſtehende leidige, weder durch Grundfäge des Natur⸗ 
noch des Völkerrechts zu rechtfertigende Verfahren der daͤniſchen Regierung end⸗ 
lich zu ändern. — Wohl nicht ganz richtig iſt es, wenn man von einer Deputation 
Neuenburgs ſpricht, welche den König in Baden⸗Baden als ihren „seigneur légitime“ 
begrüßte, da die 30 bis 40 Bewohner des Kantons Neufchatel, welche ſich unter Füh⸗ 
rung des Grafen Pourtaletz dort eingefunden hatten, nur als Einzelne, nicht als Des 
putirte einer Geſammtheit kamen. Es behält deshalb die Thatſache ſelbſt ihre Wich⸗ 
tigkeit, um ſo mehr als durch dieſen Vorgang in dem Herzen des Königs einer der 
wundeſten Flecke berührt iſt. Es iſt hier nämlich kein Geheimniß, wie die Wiederher⸗ 
ſtelung der ſeit 1848 gelöſten Beziehungen Neufchalels zu Preußen einer der Lieblings⸗ 
pläne des Könige, wie er ununterbrochen drängt, daß ernſte Schritte vom Miniſterium 
dieſerhalb geſchehen, und wie er es eben als eine Fortdguer des Sieges revolutionärer 
Beſtrebungen betrachtet, dieſen ſeinen Wunſch noch unverwirklicht zu ſehen. Man wird 
deshalb ſchwerlich fehlgreifen, wenn man annimmt, daß die in Baden von Neuem 
wach gerufene Erinnerung an dieſe Beziehungen unmittelbar nach der Rückkunft des 
Königs ihre Folgen zeigen und dann die Neuenburger Frage Gegenſtand erufter Erör⸗ 
terungen werden werde. — Man wird ſich noch der vielbeſprochenen Ausweiſung des 
Schriftſtellers Hoffmann im vorigen Jahre erinnern, die ſpäter, „als auf einem Irr⸗ 
thum beruhend“, vom Polizei⸗Präſidium zurückgenommen wurde. Der damals Ausge⸗ 
wieſene hatte durch ſeine Verweiſung einen nicht unbeträchtlichen Schaden, indem er 
beſtimmte in der Ausführung begriffene Unternehmungen aufzugeben genöthigt war. 
Derſelbe hat nunmehr gegen das hieſige Polizei⸗Präſidium eine Entſchädigungs⸗Klage 
im Betrage von über 700 Rtl. anhängig gemacht, dieſelbe iſt auch angenommen wor⸗ 
den, und iſt man erklärlicher Weiſe auf den Fortgang dieſer Angelegenheit als eines 
wichtigen Präcedenzfaues ſehr geſpannt. a 

Berlin, 20, Auguſt. [Zur Tageschronik.]. Aus der Feder eines namhaften Rechtsge⸗ 
lehrten wird in Kurzem eine Rechtsausführung viehſſenllict werden, die ſich die Aufgabe geſtellt 
hat, die Geſetz und Verfaſſungsmäßigkeit der Wiedereinberufung der alten ſtändiſchen Koͤrper⸗ 


ſchaften darzuthun. an 

Die Rentenbank⸗ e weiſen in Folge erhaltener höherer Anweiſung alle Anträge 
wegen Ablöſung der 5 kirchlichen Anftalten zuſtehenden Realberechligungen zurüd, da fie vor 
Erlaß der geſetzlichen Beſtimmungen, welche für dieſe Inſtitute beſonders vorbehalten find, ſich 
zur Uebernahme von Renten nicht kerechtigt erachten N (C. B.) 

Wie wir bören, hat der Regierungs⸗ Präsident Graf v. Zedlitz⸗Trützſchler den Wunſch ausge⸗ 
prochen, feiner Thätigkeit in Breslau nicht durch Verſetzung entzogen zu werden, — ein Wunſch, 
der feine Begründung darin findet, daß der Graf v. Zedlitz ſelber mit großen Gütern in dortli⸗ 


ger Gegend angeſeſſen iſt und feine Beziehungen zu” den übrigen großen Grundbeſttzern bie 


* 


zuſammentretenden katholiſchen 


ſagt, hat ſich in der Nacht vom Freitag zum 


freundlichſten find, Es ſoll 


Pen Eu 8200 7 nod nicht ſeſtſtehen, ob die Regierung dieſem Wunſche des 


eben können. 
Der Landrath des Stettiner Kreiſes, Graf v. Poninski, we 
die Polizeiverwaltung der Stadt een I 45 geſtern e ber een 
über die Schwierigkeiten zu berichten, welche ſich Seitens der Stadt Stettin der Uebernahme der 
Polizeiverwaltung Seitens des Staats entgegen fegen. Man zweifelt hier nicht, daß es der 
Regierung gelingen wire, dieſe Schwierigkeiten zu beſeitigen, denn es iſt enkſchieden nothwendig, 
daß in fo großen Städten eine kräftige Polizeiverwaltung zu Stande gebracht wird. (N. Pr. Z.) 
[Der Kammergerichts⸗Afſefſor v. Zitzewitz] wurde am 22. d. M. auf das 
Polizeipräſidium beſchieden, um zu feiner Verhaftung zu ſchreiten. v. Z, geſtellte ſich. 
Die Verhaftung unterblieb indeſſen. Er erhielt noch 48 Stunden Bedenkzeit. Da er 
inzwiſchen am Mittage jenes Tages auf offener Straße von dem ehemaligen Konſtabler⸗ 
Oberſten Heitz, der jetzt als Polizei⸗Lieutenant fungirt, verhaftet, von dem Polizeiprä⸗ 
ſidium aber ſofort entlaſſen worden war, fo iſt Herr v. Z. bei Herrn v. Hinckeldey um 
einen freien Geleitſchein (salvus conductus) eingekommen, hat denſelben aber nicht er⸗ 
halten. Dem Herrn Heitz wurde ſein unzeitiges Verfahren verwieſen. Er wußte es 
nur damit zu entſchuldigen, daß er von der Ausweiſung des Herrn v. 3. geleſen und 
dieſer ihm aus feiner amtlichen Stellung vom Jahre 1848 her bekannt ſei, wo Herr 
v. 3. als Juſtitiar des Polizeipräſidiums das Disziplinar⸗Deternat über die Konſtabler 
hatte. — Es fol ein Kompetenz⸗Konflikt darüber obwalten, ob die Juſtizbehörden in 
Ausweiſungs⸗Angelegenheiten für ihre nicht beſchäftigten Beamten überhaupt intercediren 
dürfen. Die Sache der Ausweiſungen ſelbſt anlangend, ſo ſoll dieſelbe neuerdings dem 
Bundestage unterbreitet worden ſein, um gemeinſame Anordnungen für ganz Deutſch⸗ 
land und die mit demſelben politiſch verbundenen Königreiche — Dänemark, Holland, 
Geſammt⸗Oeſterreich dc. — zu ergreifen. (Conſt. 3.) 
(Katholiſcher Kongreß.] Als Präſidenten des angeblich ſchon im Herbſte hier 
en Kongreſſes bezeichnet man in vertrauten Kreiſen 
einen oftgenannten hohen Kardinal⸗Prälaten. Dieſes Coneil von Berlin erfteut ſich der 
lebhafteſten Theilnahme. : 
(Zur Reife Sr. Maj. des Königs.] 


| . Se. Majeftät der König wollten am 
Sonntag (24.) Nachmittags von J J 


N on Hechingen nach Sigmaringen und von letzterem Orte 
heute (26) abreiſen, um ſich über Pac ende ** Isch zu 15 wo Aller⸗ 
höchſtdieſelben am 30. d. M. eintreffen, und den 31. d. M. ſo wie den 1. und 2. 
k. M. zu verweilen gedenken. Am 3. wollen Ihre Majeftäten der König und die Kö⸗ 
nigin Iſchl verlaſſen, um allerhöchſt Sich über Linz, Tabor und Jung ⸗Bunzlau nach 
Erdmannsdorf zu begeben. Ihre Majeftäten gedenken dort am 6. einzutreffen, bis zum 
8. früh daſelbſt zu verweilen, und an dieſem Tage mittelſt Extrapoſt nach Bunzlau, 
und von dort mittelſt Extrazuges der Eiſenbahn nach Berlin und Potsdam zu reifen. 
(N. Pr. 3. 

[Ständiſches.] In dem am 23. Auguſt anſtehenden Termine zur Wahl eins 
Abgeordneten für den vierten Stand zu dem zu reaktivirenden Provinziallandtage hatten ſich 
für den Kreis Dortmund ohngefähr 15 Ortswähler eingefunden, welche indeſſen nach 
zuverläßiger Mittheilung, die Wahl einſtimmig abgelehnt haben ſollen; es wird alſo der 
vierte Stand dieſes Kreiſes auf dem bevorſtehenden Landtage nicht vertreten fein. 

Die der ſchleſiſchen Provinzial⸗Vertretung zur Erledigung reſp. Begutachtung und 
Berathung vorzulegenden Gegenſtände follen, wie wir vernehmen, folgende fein: 1) 
Wahl der Bezirkö-Kommiffionen zum Zweck der Einführung dee Einkommenſteuer; 2) 
Errichtung einer Provinzial⸗Hülfskaſſe; 3) Entwürfe tefp. Abänderungen der beſte 
den Provinzial⸗Land⸗Städte⸗Feuer⸗Societäts⸗Reglements vom 6. Mai 1842; ferner Re⸗ 
chenſchafts⸗Berichte über die Verwaltung 4) der Provinzial⸗Land⸗Feuer⸗Societät, 5) der 
Provinzial⸗Stadte⸗Feuer⸗Societät, 6) der Provinzial⸗Irrenheilanſtalt in Leubus und der 
beiden Irren⸗Verſorgungsanſtalten in Brieg und Plagwitz, 7) der Stiftung von Frei- 
ſtellen für Zöglinge, welche in den 3 Taubſtummen⸗Anſtalten in Breslau, Liegnitz und 
Ratibor untergebracht werden können, endlich Mittheilungen 8) über das Provinzial⸗ 
Ständehaus und 9) über die Verwaltung des Penſtons⸗Inſtituts der provinzialſtändi⸗ 
ſchen Beamten, 10) Gutachten über Abänderung der Gemeinde⸗, Kreis⸗, Bezirks⸗ und 
Provinzial⸗Ordnung. ’ 

Naugard, 25, Auguſt. Das Reſultat der Unterſuchung gegen die Soldaten, 
die hier den Exzeß begangen, hat ſich noch immer nicht befriedigend herausgeſtellt. Der, 
der den tödtlichen Stoß vollführt haben ſoll, leugnet, und ein anderer, der ſich ſelbſt 
der Theilnahme beſchuldigt und beſonders gravirend für den Hauptinkulpaten ausge⸗ 
{ Sonnabend den Hals durchſchnitten und 
wurde des Morgens todt im Bette gefunden. Daß vorher kein Streit, noch viel we⸗ 
niger eine Schlägerei ſtattgefunden, hat die Unterſuchung klar herausgeſtellt. (Oſtſee⸗Z.) 

Koblenz, 25. Auguſt. Wir erfahren, daß die lange erwartete allerhöchſte Beſtä⸗ 
tigung unſers Herrn Oberbürgermeiſters in ſeinem Amte, ſo wie die des Ge⸗ 
meinderaths, nunmehr hier eingetroffen iſt. Dagegen iſt aber die der Beigeordneten 
nicht erfolgt, in Betreff derſelben vielmehr eine neue Wahl angeordnet worden, 

5 (Kobl. 3. 

Siegen, 22. Auguſt. [Der Oberpräſident.] Geſtern beehrte der Barbe 
von Weſtfalen, geh. Staatsminiſter v. Düesberg Ererll,, unſere Stadt mit einem 
Beſuche, ließ ſich die ſtädtiſchen Behörden, das Comitee für die Sieg⸗Ruhr Eisenbahn, 
das Lehrerkollegium der höheren Bürgerſchule vorſtellen, wohnte darauf dem Unterricht 
in mehreren Klaſſen bei, nahm die wiſſenſchaftlichen Sammlungen derſelben, fo wie die 
im Bergamtsgebäude aufgeſtellte Suite hieſiger metallurgiſcher Erzeugniſſe in Augenſchein 
und reiſte am Abend weiter nach Olpe. Das offene, klare, freundliche und doch ent⸗ 
ſchiedene Auftreten des hohen Beamten hat überall den günftigften Eindruck hinterlaffen, 
(Elberf. Ztg) 


Deut ſchlan d. 

Frankfurt, 22. Auguſt. [Der franzöſiſch⸗engliſche Proteſt.] Der neu⸗ 
lich mitgetheilten Nachricht von den ruſſiſcher Seits kundgegebenen Abneigungen gegen 
den öſterreichiſchen Geſammteintrittsplan kann in Folge eingezogener Eckundigungen heute 
hinzugefügt werden, daß die Kabinette von Paris und St. James durch die bundes- 
ſeitige Beantwortung des von ihnen in dieſer Angelegenheit erhobenen Proteſtes zu kei⸗ 
ner anderweitigen Auffaſſung 5 Sache haben gelangen können, und feſt entſchloſſen 
ſind auf dem eingeſchlagenen Wege zu beharren. Um ein abermaliges Zeugniß von der 
Fortdauer dieſes abſeiten Rußlands begünſtigten Einverſtändniſſes, fo wie von der Fe⸗ 
ſtigkeit ihres Willens zu geben, den geaͤußerten Anſichten gemäß in dieſer Frage ges 
meinſchaftlich zu handeln, haben beide Mächte durch ihre hieſigen Vertreter (wie 
wiederholt gemeldet) dem Präſidium der Bundesverſammlung eine fernere Note Perz 
geben laſſen. Bekanntlich hatte die Bundesverſammlung die in Rede ſtehende Sage 


bezeichnet, welche nach Art. 6 der Wiener Schlußakte nur 
Bundesglieder unter einander ſein könne, und hatte unter 
Berufung auf die bei einer ähnlichen Gelegenheit im Jahre 1834 aufgeſtellten Grund⸗ 
füge, die auswärtige Einmiſchung zurückgewieſen. In Erwiederung hierauf bemerken 
nun England und Frankreich: „daß es ihnen nicht in den Sinn gekommen, ſich in 
innere Bundesangelegenheiten einzumiſchen, daß aber hier ein Fall vorliege, in dem es 
ſich darum handle, den durch die Wiener Verträge feſtgeſtellten Territorialbeſtand zu än⸗ 
dern, und in Folge davon die Machtverhältniſſe zu verrücken, auf denen das politiſche 
Gleichgewicht von Europa beruhe. Für Erhaltung deſſelben Sorge zu tragen ſei eine 
Pflicht, zu deren Erfüllung die Verträge ihnen das Recht der Einſprache gegeben hät: 
ten. Indem ſie hiervon wiederholt Gebrauch zu machen ſich veranlaßt ſähen, würden 
ſie ſich gern der Hoffnung hingeben, daß das wiener Kabinet von 1. 1 75 Schritten 
zur Verwirklichung der auf Erweiterung des Bundesgebiet gerichteten ir abftehen 
werde.“ 5 PR 

Stuttgart, 23. August. [Beendigung des Lubmwigsburger Prozeſſes.] 
Geſtern endete auch die letzte Abtheilung des Ludwigsburger Prozeſſes, welche im 1. Ab⸗ 
ſchnitt verhandelt wurde, mit der Freiſprechung der Angeklagten. Es waren deren zwei: 
der stud. theol. Wilh. Rapp und der Sceibent Sauter von Freudenſtadt. Der 
Zuſammenhang ihrer Angelegenheiten iſt ein ſehr loſer, und nur der, daß Sauter eine 
Zeit lang bei der tübinger Freiſchaar im Badiſchen ſtand. Er wurde, deshalb 
angeklagt, freigeſprochen, bleibt aber, da er auch im II. Abſchnitt des großen Prozeſſes, 
der am 8. September eröffnet werden wird, als Angeklagter erſcheint, in Haft. Wir 
trennen beide Angeklagte umſomehr, als Me ihrem Charakter nach ſehr ungleich find, 
Rapp erſcheint als eine jener edlen, reinen, begeiſterten Naturen, wie fie doch nicht ſel⸗ 
ſen und zumal in der Jugend ſich in . Kämpfen fanden. Nachdem der Aufruf der 
Reichsregentſchaft vom 18. Juni 1849 zum Zuzug nach Baden erſchienen war, zog 
eine Schaar von wohl 60 Mann, meiſt Studenten, aber auch Bürger, Arbeiter und 
Weingärtner von Tübingen aus. Sie zog ins Badiſche; am Kampfe war ihr aber 
kein Antheil beſchieden, und an Einfällen nach Würtemberg war fie nicht betheiligt; 
Rapp, ein energiſcher feuriger junger Mann, der mit ihr ausgezogen, hielt ſogar andere, 
wie die Ravensburger von den Plänen auf einen Einfall ab. Am 21. Juni war die 
Schaar in Gernsbach; die Studenten beſchlsſſen, ihren Kameraden zu Haus Nachricht 
zu geben, und Rarp verfaßte einen Aufruf, der den Einzug ins Bu diſche ſchilderte und 
die daheim Gebliebenen aufforderte, im Schmuck der Waffen nachzuziehen zum Kampf 
zwiſchen der fürchterlichen Gewaltherrſchaft und der freien Selbſtherrſchaft des Volkes. 
Rapp unterzeichnete den gemeinſamen Aufruf im Namen Aller, er wurde nach Tübin⸗ 
gen geſandt und dort in einem kleinen Blättchen abgedruckt, was ſchon früher zu einem 
Preßprozeß gegen den Drucker dieſes Blättchens führte, der übrigens mit einer Frei⸗ 
Er endete. 


uz eine innere Anaglegenhet 
Gegenſtand der Einigung der 


Der Reſt der Tübinger Schaar, mit ihr Rapp, trat am 11. Juli 
von Konſtanz aus in die Schweiz über. Rapp fand bald ſein gutes Auskommen als 
Lehrer, verließ aber ſeine Stelle, um ſich der Anklage auf Hochverrath zu ſtellen, der 
er nach ſiebenmonatlicher Unterſuchungshaft geſtern und vorgeſtern entgegentrat. Die 
Geſchwornen beriethen nicht lange, ſie ſprachen Rapp von jeder hochverrätheriſchen Ab⸗ 
ſicht frei und es erfolgte ſomit ſeine Freilaſſung. (Conſt. 3.) 

Aus Thüringen, 25. Auguſt. [Die deutſchen Grundrechte.] Die Aeuße⸗ 
rungen in unſeren inſpirirten Kreiſen ſtellen es mit großer Beſtimmtheit in Ausſicht, 
daß die Bundesverſammlung hinſichtlich der Grundrechte ſich nicht blos mit dem nega⸗ 
tiven Akte der Aufhebung derſelben begnügen, ſondern ſelbſt ſolche promulgiren werde, 
und zwar würden dieſelben die Bezeichnung, „die uralten Grundrechte der deut⸗ 

chen Nation“ erhalten, und inſonders Folgendes zu ihnen gezählt werden: der 
Schutz und die Aufrechthaltung des Cbriſtenthums als der nationalen Religion, und 
der chriſtlichen Kirche als der Nationalkirche; das deutſche Recht und die deutf che 
Freiheit als Grundlage der Verfaſſung und Geſetzgebung; die Ehre und die Selbſt⸗ 
ſtändigkeit ihrer Obrigkeiten; unparteliſche, energiſche und wirkſame Rechtspflege und 
eine nach Ständen und Intereſſen gegliederte Landesvertretung. — Daneben würden 
die im Artikel XVIII. der Bundesakte den „Unterthanen der deutſchen Bundesſtaaten“ 
zugeſicherten Rechte über Erwerbung des Grundeigenthums in anderen Bundesſtaaten, 
das freie Wegziehen aus einem Bundesſtaate in den anderen, der Eintritt in den Ci⸗ 
vil⸗ und Milltärdienſt beſſelben, und der Schutz gegen Nachdruck literariſcher Erzeug⸗ 
niſſe, ſo wie der ſpätere Bundesbeſchluß über die Aufführung muſikaliſcher und drama⸗ 
tiſcher Werke ohne Erlaubniß des Autors, noch eine weitere i 1 5 
N at. 3. 

Leipzig, 25. Auguſt. [Handhabung kirchlicher Disziplin.] Aus zuver⸗ 
läſſiger Quelle wird uns ein Beweis der neuerlichen ſtrengen Handhabung der kirch— 
lichen Disziplin mitgetheilt. Ein Lehrer an einer hieſigen Schule, reformicter 
Konfeſſion, ſchon feit längerer Zeit angeſtellt und unter Anderm auch mit dem Religions- 
unterricht beauftragt, hat von der obern Behörde ein Schreiben erhalten, welches ihm 
eröffnet, daß ſeine Stellung als Religionslehrer mit der eines reformirten Glaubensge⸗ 
noffen nicht zu vereinigen ſei und ihm die Alternative ſtellt, ſich entweder von feiner 
Kirche loszuſagen oder ſeiner Stellung enthoben zu werden. Der Lehrer, Vater einer 
zah reichen Familie, der ſich plötzlich feiner Exiſtenzmittel beraubt ſah, ſoll in das Erſtere 
gewilligt haben. 1 . £ (D. A. 3.) 

Hannover, 25. Auguſt. Die Nachricht, daß ſich der König demnächſt nach 
London begeben wolle, wird auch hier in gut unterrichteten Kreiſen beſtätigt. — Am 

Aſten traf der Fürſt Pückler⸗Muskau hier wieder ein. Er hat Stallung miethen 
daſſen für eine Anzahl arabiſche Pferde, welche morgen ankommen ſollen und die er 
em König vorführen zu laſſen gedenkt. (3. f. N.) 


Oldenbur ’ 24. Au * Ernennung des Herrn v. Berg zum Miniſter 
— en u. 8 Der Eber — ch geſtern hier verbreitende Gerücht, 
des Anne an deren Miniſterialvorſtande, jetzigen N v. Berg das Miniſterium 
ichti beſtä wieder angeboten und von dieſem Udenommen ſei, können wir jetzt als 
— 1 eigen. Hr. v. Berg iſt zum Staatsrath ernannt und wird ſchon morgen 
wieder in Werle treten. — Wie es heißt, wird der Großherzog am 26. d. M. dem 
mit feiner erlobten, der Prinzeſſin Eliſabeth von Sachſen⸗Altenburg, von Norderney 
zurückkehrenden Eibgroßherzog auf der Weſer entgegenfahren und begrüßen. 


Arolſen, 24. A Ver ba (Weſer⸗Ztg.) 
ro ’ Aug. über das ahl 5 
nur den Grund hergeliehen [Die Differenzen bigefeg] dürften 


4 haben, zu der Auflöſung des Landtages, tiefere Gegenfäge 
wwiſchen Regierung und Landtag aber die eigentliche Urſache gebildet haben. Denn 


gegen 5 Stimmen den Beſchluß gefaßt, 


den in demſelben gebo i a 
fung nicht gehalten, ſo iſt die unausbleibliche Folge, daß die ganze Verſaſſung in Gefahr kommt. 
Werden organiſche Geſetze, welche die Verfaſſung zur Bedingung macht, zurückgehalten oder aus 


Alles liegt gegenwärtig in Anwesdung auf die Verfaſſung unſeres Landes vor. 


nicht eingehalten. 


ſteriums genau. beftimmt, 
fegen und Verordnungen vorzulegen; hierbei, ſowie rückſichtlich des Gfhäftes der Exe⸗ 
kutive bleibt es zun ächſt der Krone verantwortlich, welcher es eidlich unbedingte 
Treue zu geloben und zu halten hat.) Bei künftigen Publikationen von Geſetzen und 
Verordnungen hat die Formel, „Über Antrag meines Miniſterrathes,“ als den geänder⸗ 
ten Verhältniſſen nicht mehr entſprechend, hinwegzubleiben, und iſt ſtatt derſelben „über 


1519 — 


unmittelbar vor der Auflöfung. hatte der Landtag in einer geheimen Sitzung mit 8 


folgende Erklärung in's Protokol niederzulegen 
ſowohl in ſich, als auch im Jule ir 


Das Staatsgrundgeſetz ift ein Ganzes, N 
155 organiſchen Geſetzen. Werden einzelne Beſtimmungen der Verfaf⸗ 


ſonſt einem Grunde zu erlaſſen verſäumt, ſo wird auch damit die Verfaſſung verletzt. Dieſes 
Fürſtl. Staats- 
regierung hat auf die angedeutete doppelte Weiſe die Beſtimmungen des Staaksgrund eſetzes 

ie hat gegen die ausdrückliche Beſtimmung des 5 SO zahlreiche Anträge 
und Beſchlüſſe der Stände, ſelbſt die durch das dringendſte Bedürfniß gebotenen, keiner Beant⸗ 
wortung gewürdigt. Sie hat ein durch die Verfaſſung bedingtes Ge etz (88: 19, 20) mit den 
Ständen vereinbart und dann die Verkündigung trotz mehrmaliger Erinnerung untexlaſſen. 
Sie fährt beharrlich fort, die Ausführung der §§ 22 bis 27 der Ver aſſung zu verweigern und 
erklärt, das mit bedeutendem Zeitaufwande vereinbarte Schulgeſetz nicht verkuͤndigen zu wollen. 
Sie hat die erwartets und durch die Verfaſſung § 119 gebotene Vereinigung der Domänen⸗ 
kammer mit der Finanzkammer und dieſer mit der Staatsregierung noch nicht zur Ausführung 
gebracht. — Den jetzigen Ständen iſt es, weil das in der Verfaſſung vorausgeſetzte Reichsge⸗ 


richt nicht beſteht und die Regentin Durchlaucht hier nicht anweſend iſt, nicht möglich, die ver⸗ 


faſſungsmäßige Hilfe zu erlangen., Sie können zum Schutze des öffentlichen Rechts Nichts 
thun, als hier die Erwartung auszuſprechen, daß der nächſte Landtag die geeigneten Mittel fin- 
G. f. N 


den werde, die verfaſſungsmäßigen Rechte des Volkes zu ſſchern. 


Bremen, 24. Auguſt. Eine Mittheilung des Senates vom 19. fegt 3 


gerſchaft von dem am 28. März d. J. mit Oldenburg abgeſchloſſenen Vertrage in 
Kenntniß, durch welchen die Fortdauer der Militärkonvention zwiſchen Oldenburg und 
Bremen auch nach der Auflöfung der bisher beſtehenden Brigadeverbindung ſtipulirt 
wird. 


(N. 3. 
Hamburg, 26. Aug. (Schleswigholſteiniſches.] In Betreff der me 


gabe Holſteins an Dänemark erhalten wir die Mittheilung, man habe öſterreichiſcher 
Seits noch eben in dieſen Tagen dahin ſich geäußert, „Holſtein werde Dänemark nicht 
ausgeliefert, aller preußiſchen Machinationen zum Trotz.“ 
man uns, in Vervollſtändigung früherer desfallſiger Nachrichten, das öſterreichiſche Ka⸗ 
binet glaube jetzt auch den Zeitpunkt zur Uebergabe der Herzogthümer an die däniſche 
Regierung bereits gekommen. 
gabe“ zeigen, daß beide Verſionen ſehr wohl ſich miteinander vertragen. — Aus An⸗ 
geln im Schleswigſchen iſt der Oberſt Gerlach als Kommandant abberufen; an 
ſeine Stelle tritt der Oberſtlieutenant Wilſter, „wieder ein energiſcher und tüchtiger 
Mann, gleich dem früher abberufenen du Plat,“ wie däniſche Blätter berichten. — 
Zwiſchen Oeſterreich und Dänemark iſt auf Gſeundlage des deutſch⸗öſterreichiſchen 
Poſtvereins ein vorläufiges Uebereinkommen abgeſchloſſen. 


Aus Wien dahingegen ſchreibt 


Die weiter hervorgehobenen Modalitäten dieſer „Ueber⸗ 


In Betteff der neuerdings 
beendeten Berathungen des däniſchen Staatsraths über das Notabeln-Bedenken 


erhalten wir aus Kopenhagen ein Schreiben, in dem hervorgehoben wird, daß die 
Behauptung, die Anträge der Majorität der Notabeln-Verſammlung hätten die „Billi⸗ 
gung des Miniſteriums“ gefunden, nur „auf die ſebjektive Meinung der einen Partei 
des Miniſteriums“ Bezug haben könne. f 


G. N.) 
N Oeſterrei ch. 
O. C. Wien, 26. Auguſt. [Modifikation der Verfaſſung.] Die heutige 


„Wiener Ztg.“ bringt mehrere hochwichtige kaiſerl. Handſchreiben, wodurch der bishert⸗ 
gen Unentſchiedenheit unſerer Verfaſſungszuſtände ein wünſchenswerthes Ziel geſetzt wird. 


In dem erſten dieſer Handſchreiben wird die künftige Stellung des Mini⸗ 
Es wird fortfahren, Sr. Majeſtät die Entwürfe zu Ge⸗ 


Vernehmen“ beizuſetzen. Dieſe Gegenzeichnung hat die Bedeutung, daß die beſtimm⸗ 
ten Formen beobachtet und die kaiſerl. Beſchlüſſe genau und richtig aufgenommen find, 


Die Contraſignatur des Miniſterpräſidenten und der betreffenden Miniſter 


erfolgt künftighin nur bei Geſetzen und Verordnungen allgemeinen Inhalts; der Kanz⸗ 
leidirektor des Miniſterrathes hat in dieſem Falle gleichfalls unter der ausdrücklichen 
Aufführung der Worte „Auf allerhöchſte Anordnung“ ſeinen Namen beizuſetzen. 

In der Stellung des Reichsrathes find einige entſprechende Modifikationen ein⸗ 
getreten, welche hauptſächlich darin beſtehen, daß derſelbe für die Zukunft nur als Rath 
der Krone bezeichnet wird. Demgemaͤß hat künftighin nicht mehr das Miniſterium die 
Giſetzesentwürfe unmittelbar an den Reichsrath zu leiten, ſondern die Krone behält es 
ſich ihrem Ermeſſen vor, dem Reichsrathe zur Begutachtung vorzulegen, was 
fie dazu für angemiffen erachtet, ſowie Zuſammentretungen zwiſchen dem Reichs rathe 
und dem geſammten Miniſterium oder einzelnen Gliedern deſſelben unter dem Vorſitze 
Sr. Maj. des Kaiſers, oder nicht zu veranlaſſen. j 

Die wichtigſten der kaiſ. Handſchreiben find die beiden gleichlautend an die Herren 
Präſidenten des Miniſterrathes und des Reichsrathes gerichteten, worin dieſelben aufge⸗ 
fordert werden, die Frage über den Beſtand und die Möglichkeit der 
Reichsverfaſſung vom 4. März in eindringende Berathung zu nehmen und An⸗ 
träge zu ſtellen, wodurch der jetzige proviſoriſche Zuſtand durch ein Definitivum erſetzt 
werde, mit der ausdrücklich feſtgeſtellten Bedingung, daß damit den wahren und wohl⸗ 
verftandenen Wünſchen und Bedücfniſſen der Völker Oeſterreichs die umfaſſendſte Ruͤck⸗ 
ſicht gewährt, zugleich aber das Prinzip der Monarchie und der Staatsein⸗ 
heit unvertückbar im Auge behalten werde. a 

Die „Wiener Zeitung“, welche dieſe allerh. Handſchreiben heute in ihrem amtlichen 
Theile bringt, enthält in ihrer nicht milichen Rubrik einen Auffag, welcher die Trag⸗ 
weite und die Bedeutung des Geſchehenen in umfaffinder und angemeſſener Weiſe erläu⸗ 
tert. — Wir entnehmen daraus nur die Thatſoche, daß die Ordnung der Verbeſferungs⸗ 
zuſtände nunmehr in die aller. Hände Sr. Majeſtät zurückgelegt iſt, und daß dieſer 
Feſtſtellung eine umſichtige Berathung vorausgehen wird. Wir ſehen dem Ergebniſſe 
derſelben mit Ruhe und Vertrauen entgegen. 

N. B. Wien, 26. Auguſt. (Tagesbericht.] Ueber die Manöver in der Rom: 
bardei erfährt man, daß in der Hälfte des Septembers das 6. und 7. Armeekorps, fort⸗ 
während manövrirend, Über Brescia gegen Mailand zieben und Ende September an 
irgend einem nördlichen Punkte der Lombardei ſich mit dem 5. Armeekorps (F. 3. M. 
— — — —— — 


) Das Miniſterium wird „als allein und ausſchließend dem Monarchen und dem Thron 
verantwortlich erklärt und der Verantwortlichke gegenüber jeder anderen politiſchen Autos 
tität enthoben.“ 
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Graf Giulay) vereinigen wird. Es dürften gegen 60,000 Mann dort konzentrirt 
Anfangs Oktober wird ein maſſenhaſtes Manöver. den Biſchaß made. ee 
Aus Anlaß der Zuſammenkunft fo vieler hohen Damen in Iſchl folgert man hoch⸗ 
wichtige Heirathsproſekte. Auch in Mailand erhält ſich das Gerücht, daß der Bruder 
des Königs von Sardinien, Fürſt Carignan, eine öfterreichifche Prinzeſſin heirathen würde. 
O. C. Durch Erlaß des Miniſters des Innern find die Grundentlaſtungskommiſ⸗ 
fionen im allerböchſten Auftrage angewieſen worden, die Grundentlaſtungsoperationen 
möͤglichſt zu beſchleunigen und zum Abſchluſſe zu bringen, da es der Wille Sr. Ma⸗ 
jeſtät iſt, daß die von Allerhöchſtdemſelben dem Landvolke gewährten Befreiungen im 
vollen Umfange aufrecht erhalten werden. 
Der ernſte aber zugleich vorteilhafte Eindruck, welchen die heute veröffentlichten 
allerhöchſten Handſchreiben dei allen wahrhaften Vaterlandsfreunden hervorbrachten, 
jegelte ſich u. a. auch in dem Ergebniſſe der heutigen Börſe, die durchaus ruhig und 
unbewegt blieb, fo daß ſich gegen geſtern faſt keine Aenderung weder in den Devifen 
noch in den Fonds zeigte. Induſtriepapiere waren etwas dilliger angeboten — (fügt 
das miniſterielſe Organ!) 


Italien. 

8 Nom, 16, Auguſt. [Das Loſungswort] unſerer Wähler iſt jetzt: II bastone 
austriaro pei preti — „der Öfterreichifche Prügel für die Prieſter!“ Nach dem zu 
urtheilen, was ſich in den Abendſtunden der drei letzten Tage in verſchiedenen Straßen 
Roms wiederholte, waren die an einer nicht geringen Zahl von Geiſtlichen verübten 
Thaͤtlichkeiten durchaus keine Akte perſönlicher Rache, ſondern ein improviſirtes Gegen⸗ 
fü revolutionärer Juſtiz zu dem öſterreichiſchen Modus procedendi in den Provin⸗ 
zen. Was indeſſen dem Monſignor Marzolini Arges begegnete, ſcheint doch mehr ei⸗ 
nem deutſchen geiſtlichen Herrn zugedacht geweſen zu ſein. Der genannte Prälat iſt 
von der modeneſiſchen Regierung als außerordentlicher Bevollmächtigter hierher geſchickt, 
um ſich mit der Congregation der Biſchöfe und Ordensgeiſtlichkeit über gewiſſe Miß⸗ 
verftändniffe zu erklären, welche die im Herzogthum Modena unlängſt ſtattgefundene 
Alienation mehrerer geiſtlichen Stiftungen veranlaßt hat. Der 65jährige Prälat be⸗ 
ſuchte vorgeſtern Abends den öſterreichiſchen Geſandten. Als er ſich gegen 11 Uhr mit 
ſeinem Bedienten in die Wohnung zurückzog, wurde er in der Straße, die nach dem 
in ihr aufgeſtellten Fragment einer antiken Marmorſtatue „Pie di Marmo“ benannt iſt, 
von mehreren jungen Männern umringt und mit Stockprügeln an Kopf, Bruſt und 
Rücken ſo übel zugerichtet, daß man glaubte, er werde auf der Stelle todt bleiben. 
Der Vorfall hat Se. Heiligkeit den Papſt aufs empfindlichſte berührt. (Köln. Z.) 

Genua, 19. Aug. [Beiträge zu den Briefen Gladſtone's.] Bei der, 
man kann fügen, europäiſchen Aufmerkſamkeit, die Gladſtone's Briefe auf das un⸗ 
erhörte Verfolgungs⸗Syſtem der neapolitaniſchen Regierung und auf die un⸗ 
glücklichen Opfer dieſer Verfolgung gelenkt haben, wird es den Leſern Ihres Blattes 
ohne Zweifel von Intereſſe ſein, die Angaben Gladſtone's durch folgende Thatſachen, de⸗ 
ren Authenticität von dem bedeutendſten genueſer Journal, dem „Corriere Mercantile“, 
verbürgt wird, vervollſtändigt zu ſehen. Von den Mitgliedern der conſtitutionellen Mi⸗ 
niſterien Neapels ſind folgende Perſonen der wiederhergeſtellten abſoluten Regierung zum 
Opfer gefallen: 1) Carlo Poerio, Miniſter des öffentlichen Unterrichts und Deputirtet 
im März 1848, zu 24jähriger Gefängnißſtrafe in Eiſen veruttheilt, ſchmachtet in den 
Kaſematten von Iſchia, 24 Fuß unter der Mecresfläche; 2) Marquis Dragonetti, Mi⸗ 
niſter des Auswärtigen und Deputitter im März 1848, ſchmachtet ſeit mehr als zwei 
Jahren im Gefängniß und iſt nun in den Prozeß vom 15. Mai verwickelt worden; 
3) Antonio Scialoio, Handelsminiſter und Deputirter im März 1848, iſt ſeit 2 Jah⸗ 
ten gefangen und nachträglich angeklagt worden, bei den Ereigniſſen des 13. Mai, 
welche die neapolitaniſchen Abſolutiſten bekanntlich vorbereitet hatten, mitgewirkt zu ha⸗ 
ben, als Verſchwörer gegen den König und den Staat; 4) Graf Pietro Ferretti, ein 
Vetter Pius IX., Finanzminiſter, ſchmachtete mehrere Monate im Gefängniß, bis es 
ihm gelang, ſich durch die Flucht zu retten; 5) Raffaele Eonforte, Miniſter des Innern 
im April 1848, entging der Verhaftung durch die Flucht; ebenſo 6) Emilio Imbriani, 
Miniſter des öffentlichen Unterrichts im Sommer 1848; 7) Francesco Ruggiero, Mi⸗ 
niſter der geiſtlichen Angelegenheiten im April 1848, wurde, nachdem er als Apoſtat 
dem Abſolutismus eifrige Dienſte geleiſtet, trotzdem in den Prozeß des 15. Mai ver⸗ 
wickelt und ſuchte ſein Heil in der Flucht; 8) Pietro Leopardi, im April 1848 neapo⸗ 
lltaniſcher Geſandter am ſardiniſchen Hofe und ſpäter Deputirter, weilt ſeit zwei und 
einem halben Jahre im Kerker und iſt jetzt einer der vielen Angeklagten im Prozeß des 
15. Mai. Allen dieſen Männern hat die neapolitaniſche Regierung bis jetzt kein ans 
deres Verbrechen nachweiſen können, als daß fie — conftitutionelle Miniſter geweſen. 
Von den Mitgliedern des Parlaments find folgende Perſonen der Rache der neapolita⸗ 
niſchen Regierung verfallen: 1) Luigi Settembrini, zur Todesſtrafe verurtheilt, feit 2 
Jahren im Kerker; 2) M. Pironti, ſeit 3 Jahren im Gefängniß, mit Ketten belaſtet; 
3) Carducci, wurde im Gefängniß — wie die Regierung erklärt, von unbekannter Hand 
— ermordet; 4) Silvio Spaventa, ſeit zwei und einem halben Jahre im Gefängniß, 
fpäter in den Prozeß des 15. Mai verwickelt; 5) Cimmino, feit zwei und einem hal⸗ 
den Jahre gefangen; 6) Pica, ſeit eben ſo langer Zeit eingekerkert, figurirt nun unter 
den Angeklagten des 15. Mai; 7) Clemente, ſeit zwei und einem halben Jahre im 
Jaa 8) de Luca, gefangen feit mehr als zwei Jahren; 9) Bottiglieri, feit zwei 
Jahren und mehreren Monaten; 10) Avoſſa, ſeit 22 Monaten; 11) Giannataſio, ſeit 
eben ſo langer Zeit; 12) Amodio, ſeit zwei Jahren; 13) Cagnazzi, ein Greis von 97 
Jahren, weile im Gefängniß und iſt in den Prozeß des 15. Mai verwickelt; 14) der 
80 jährige Greis Muratore ſtarb im Gefängniß; 15) Tommaſi wurde nach längerer 
Haft ohne Urtheil in Freiheit geſetzt; 16) Pace, eingekerkert; 17) Barbariſt, ein 74r, 
ſeit 2 Jahren im Kerker. Außer dieſen ſchmachten noch viele andere Deputirte in den 
Gefängniſſen Neapels; gegen die Mehrzahl des Parlaments hatte die Regierung nach 
dem 15. Mai Verhaftsbefehle erlaſſen. Nur von 36 Deputirten weiß man mit Be⸗ 
ſtimmtheit, daß ſie ihr Heil in der Flucht geſucht haben. Von den dconſtitutionellen 
Miniſtern haben ſich nur 4 durch die Flucht retten können. (Köln. 8.) 


* Frankreich. 

& Paris, 24. Auguſt. [Tagesbericht.] Ich habe mich geirrt, als ich ge⸗ 
ſtern in dem Artikel des Bülletin, de Paris ein Desaveu der Delamarre'ſchen Lö⸗ 
fung ſah; vielmehr bringt heut die elyſeeiſche Corr. gen. eine vollkommen beipflichtende 
Note zu dem Artikel der Pattie, und es ſcheint faſt, als wäre der geſtrige Artikel des 
Bülletin gegen Dr. Veron und den Conſtitutionnel gerichtet geweſen, welcher bekannt⸗ 
lich eine „Berufung an das Volk“ verlangt hatte. er ! 
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fein.| Die Gemeral:Räthe beginnen morgen ihre Seffionen; fie 
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Die Genet werden ſchwerlich ein gün= 
Bump Ergebniß, als die Bezirksräthe bringen. Die Meier wird Perg uche Für 
Reviſion ausſprechen, noch weniger für eine ungefegliche Reviſion. An der eventuellen 
Kandidatur Joinvilles zweifelt Niemand mehr, und man verſichert, daß General La⸗ 
moriciere ſich ſchon dafür entſchieden. Freilich iſt zu erwarten, daß Joinville nicht 
eher mit ſeiner perſönlichen Erklärung hervortritt, als bis für ſeine Kandidatur im Lande 
ſich die Chancen herausgeſtellt haben. Wird fie ernſtlich aufgeſtellt, ſo iſt ſie jedenfalls 
geeignet, jene L. Napoleons in Schach zu halten. N 

Die Reden Michel's (von Bourges) und Victor Hugo's gegen die Reviſion ſind bis 
jetzt in elfmalhunderttauſend Exemplaren verbreitet. a 

Seit lange unterhält man ſich von einem angeblichen demoktatiſchen Komplott, wel⸗ 
ches zur Kenntniß Carlier's gekommen wäre und wobei mehrere der angeſehenſten Re⸗ 
präſentanten kompromittirt ſein ſollen. Wir gedenken dieſes Gerüchts, weil es ſich fo 
lange auf der Tagesordnung erhält und gewiſſe Maßregeln Carlier's ihm eine Art 
Baſis geben. 

Der „National“ ironiſirt es freilich und ſagt: „Man verſichert uns, Perſonen, 
welche mit Carlier in Verbindung ſtehen, hätten von einem neuen Komplotte ſprechen 
gehört. Dies muß ein Irrthum fein — es wäre zu früh. Wir erwarten ſolche Ges 
rüchte kurze Zeit vor der Rückkehr der Verſammlung. Die Ankündigung eines Kom⸗ 
plottes iſt das obligate Vorſpiel aller legislativen Seſſionen! Herr Carlier aber iſt 


nicht Neuling genug, um heute von Verſchwörungen zu ſprechen, die bis zur Rückkehr 


der Verſammlung zehnmal vergeſſen wären. 
Der Repräſentant Ducoux richtet an den „National“ ein längeres Schreiben über 
den Fortſchritt der Demokratie unter den Bauern, dem wir folgende Stelle entnehmen: 
„Lähmten Zweifel oder Furcht noch den Geiſt einiger aufrichtigen Republikaner, wir 
würden ihnen rathen, mit uns ſich in die Mitte der Landbevölkerung zu begeben. Hät⸗ 
ten fie in der Nähe dieſe Bauern geſehen, aus welchen die Monarchie nur politische 
Parias machte, Hätten fie kalt, ohne Vorurtheil ihre Haltung und Reden beobachtet, 
hätten fie dieſe naiven, aber geradſinnigen Leute, die Handlungen der uns Regierenden 
beurtheilen gehört, wie behaupten es kühn, Zweifel und Unſchlüſſigkeit würden bald dem 
e En und die Zukunft der Republik wäre für Niemand mehr eine Urſache 
zur Beſorgniß ?!“ f ö 
Einige Abgeordnete der demokratiſchen Preſſe ich 1 
2 35 1 der Priſtdentenwahl zu derſtändlg 3 kürzlich in Berathung getreten, 


Proscrit beſtanden darauf, daß das große Conclave, wo man ſich über die demokrati⸗ 


ſchen Kandidaten einigen ſollte, außerhalb der Grenzen Frankreichs ſtatefinde, um die 


Genehmigung zur Abhaltung der Wahlberathung entbehren zu können. Dieſer Vor⸗ 
ſchlag ward von allen Uebrigen entſchieden abgelehnt und beſchloſſen, daß das große 
Conclave in Paris abgehalten und dazu die miniſterielle Erlaubniß nachgeſucht würde. 
Darüber äußert ſich nun Voix du Proscrit ſehr ungehalten und es gewinnt den Anz 
ſchein, als würden ſich die verſchiedenen Nüancen der demokratiſchen Partei hinſichtlich 
der Perſon ihres Kandidaten nicht ſo leicht verſtändigen. Die Flüchtlinge beharren ent⸗ 
ſchieden auf der Wahl Ledru Rollins. 


Grof brit anni en. 

London, 23. Aug. [Antikathol. Meeting.) Der „katholiſche Verein“ gab 
geſtern Abend Veranlaſſung zu einem Meeting in London, das beinahe in ein allgemei⸗ 
nes Schlachtfeld der fanatiſchen Religions⸗Vertheidiger auszuarten drohte. Es ſtand 
folgende Theſe auf der angenommenen Tagesordnung: Der katholiſche Verein iſt eine 
ruchloſe Verſchwörung, die nichts Geringeres im Schilde führt, als eine fortwährende 
Verletzung des Geſetzes hervorzurufen, gehäſſige Leidenſchaften unter den Unterthanen 
Ihrer Majeſtät zu nähren, das iriſche Volk gegen die Krone aufzuhetzen, um es unter 
das Joch eines fremden ftupiden und tyrannſſchen Prieſters zu bringen.“ Dieſe Theſe 
wurde nun von einem gewiſſen Haulley mit einer Dialektik vertheidigt, in die er fehr 
wenige parlamentariſche Ausdrücke einzubringen ſich beſtrebte, und erntete großen Bei⸗ 


fall. Deſſenungeachtet wagte es ein Hr. S., die von feinem Vorgänger aufgeſtellten 


Sätze anzugreifen: er behauptete, daß die Ernennung der neuen Biſchöfe nur eine Ver⸗ 
vollſtändigung der kirchlich; römiſch⸗katholiſchen Organiſation fei; die Titelbill nannte 
er ſchlechtweg einen Angriff gegen die Religions: und Bürgerfreiheit, ein dem irifchen 
Volke höhnendes Geſetz, und zog dann den Schluß, daß der katholiſche „Verein zur 
Vertheidigung der röͤmiſch⸗katholiſchen Religion“ nicht nur ein geſetzlicher, ſondern ein 
patriotiſcher Verein ſei. : N 

Die folgenden Redner ſprachen noch mit mehr Geringſchätzung von dem Papfte; 
nach ihnen wäre er der eingefleiſchte Despotismus, überall verwerfe er die Aufficht der 
Civil⸗Regierung. Der Tumult ſtieg mit jeder Phraſe, doch erhielt die engliſche Kalt⸗ 
e Oberhand; die Verſammlung vertagte ſich auf Dinstag, und ging ruhig 
auseinander. 

[Die Londoner Flüchtlinge.] Nach Mittheilungen aus London find die deut⸗ 
chen Flüchtlinge in der feindſeligſten Entzweiung. Der Gegenſatz, der in Deutſchland 
in neueſter Zeit einigermaßen in den Hintergrund getreten ſcheint, tritt dort um ſo ent⸗ 
ſchiedener hervor, — der Gegenſatz zwiſchen den Süd⸗ und Norddeutſchen. Seltfamer 
Weiſe hat ſich Ruge, der Pommer, zu den Süddeutſchen geſellt. Eine Organifation 
der letzteren iſt der nach Zeitungsberichte bereits bekannte „Agitatſons⸗Verein“, an 
deſſen Spitze Tauſenau aus Wien geſtellt worden iſt. Die Prätenſion dieſes Vereins, 
die geſammte deutſche Emigration in London vertreten zu wollen, wird von den übri⸗ 
gen bei dem Vereine nicht betheiligten Flüchtlingen beſtritten. In Folge deſſen haben 
Tauſenau, Aldert Siegel, Frickler und Goegg ihren Austritt aus dem weiteren Flücht⸗ 
lingsverbande am 22. erklärt, und der letztere hat am 23. eine Ecklärung zu veröffent⸗ 
lichen beſchloſſen, in welcher er den „Agitations-⸗Verein“ als eine von der feinen ge⸗ 
ſchiedene Sache und den Dr. Tauſenau als nicht von ihm bevollmächtigt bezeichnet. 
Die Deutſchen ſcheiden ſich, fo viel man aus den beiderfeitigen Aeußerungen vernimmt, 
in zwei Richtungen. Die eine, die „wirken, handeln“ will, die ſüddeutſche, Ruge⸗Tau⸗ 
ſenau'ſche, und die „abwartende“, die norddeutſche, die — wie ſie ſich auszudrücken 
liebt — die Reaktion für ſich arbeiten läßt. 5 

Das „Unterſtützungs⸗Komitee für deutſche Flüchtlinge“, welches aus dem früheren 


„Arbeitervereine“ hervorgegangen iſt, iſt übrigens jetzt von Mitteln ſo gut wie ganz 
entblößt. Neuerdings, am 22. d. M., iſt deswegen ein neues Komitee aufgeſtellt * 


(Fortſetzung in der Beilage.) . 
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Die Repräſentanten der Voix du 
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